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Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin, Frau Fuchs (Köln), Bachmaier, 

Bernrath, Frau Blunck, Buschfort, Catenhusen, Dreßler, Dr. Diederich (Berlin), Egert, 
Frau Fuchs (Verl), Glombig, Frau Dr. Hartenstein, Heyenn, Frau Huber, Ibrügger, 
Immer (Altenkirchen), Kirschner, Kretkowski, Dr. Kübler, Kuhlwein, Frau Dr. 

Lepsius, Lutz, Frau Luuk, Frau Dr. Martiny, Frau Matthäus-Maier, Müller 
(Düsseldorf), Frau Odendahl, Peter (Kassel), Frau Renger, Reimann, Frau Schmedt 
(Lengerich), Frau Schmidt (Nürnberg), Schreiner, Frau Simonis, Sieler (Amberg) 

Dr. Soell, Frau Dr. Skarpeiis-Sperk, Frau Steinhauer, Stiegler, Frau Terborg, Frau Dr. 
Timm, FrauTraupe, Urbaniak, von der Wiesche, Frau Weyel, Weinhofer, Wolfram 
(Recklinghausen), Frau Zutt, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Frauenspezifische Fragen der Arbeitsmarktstatistik 


In jüngster Zeit häufen sich die Stimmen, die eine Aufspaltung der 
Arbeitslosenstatistik nach Alleinverdienern und sog. Doppelver- 
dienern fordern. Hinter dieser Forderung verbirgt sich das bei 
Konservativen immer noch vorherrschende Rollenverständnis 
über die einseitige Verteilung von Pflichten und Chancen in 
Famüie und Beruf zu Lasten von Frauen. 

Bedauerhch ist, daß Mitgheder der Bundesregierung, die die 
Verbesserung der Chancengleichheit von Frauen anstreben und 
feststellen: 

„auch wenn die rechtliche Gleichstellung von Frauen nahezu 
vollendet ist, gibt es im Alltag immer noch eine Vielzahl von 
Benachteüigungen'' (Pohtik für Frauen, hrsg. vom Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung 1986, S. 2) 

selbst durch diffamierend wirkende Äußerungen über „unechte" 
arbeitslose Frauen zur weiteren Benachteihgung von Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt beitragen. Die Bundesregierung unterstützt 
Vorwürfe an Frauen, sie meldeten sich beim Arbeitsamt arbeits- 
los, obwohl sie bisher nicht gearbeitet hätten, suchten in Wahrheit 
keinen Arbeitsplatz und wollten sich finanzielle Vorteüe verschaf- 
fen (vgl. zuletzt die Antwort des Parlamentarischen Staatssekre- 
tärs Vogt auf die Frage des CDU-Abgeordneten Dörflinger vom 
30. April 1986, Drucksache 10/5430, S. 19). 

Diese Haltung ist angesichts der offiziellen Zahlen arbeitsloser 
Frauen - z. Z. etwa 1,0 Millionen und damit 3% mehr als im 
Vorjahresmonat - falsch, ja zynisch. Dabei weist die offizielle 
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Arbeitslosenstatistik nur einen Teil der Gesamtarbeitslosigkeit 
aus. Hinzuzurechnen außer den dort Ausgewiesenen sind alle 
diejenigen, die entmutigt in die Stille Reserve abgedriftet sind: 
viele Frauen bis zu 25 Jahren, darunter wiederum solche, die nach 
Abschluß einer Ausbildung nicht in ein Arb eits Verhältnis über- 
nommen wurden. 

Vor dem Hintergrund der Tendenz von Frauen zu wachsender 
Erwerbsbeteiligung und ihren spezifischen Problemen auf dem 
Arbeitsmarkt - z. B. Beschäftigung in besonders rationalisierungs- 
anfälligen Berufsfeldern und ungeschützten TeUzeitarbeitsver- 
hältnissen - sowie ihrer größeren quantitativen und qualitativen 
Betroffenheit durch Arbeitslosigkeit sind solche Unterstellungen 
besonders unverständlich. Sie unterstreichen den Eindruck, daß 
die Bundesregierung den Frauen eben doch nicht dieselben 
Rechte imd Chancen im Berufsleben zugestehen will; sie stützen 
das Vorurteü, Erwerbstätigkeit für Frauen sei nicht mehr als ein 
„Zuverdienst". 

Diese Äußerungen verleugnen gleichzeitig, daß Frauen immer 
noch schlechtere Zugangschancen insbesondere zu gewerblich- 
technischen Berufen haben und auch dann, wenn sie einen sol- 
chen Beruf erlernt haben, häufiger arbeitslos werden (vgl. Gut- 
achten des Sachverständigenrats zur gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung 1985/1986, Drucksache 10/4295, S. 67), daß Frauen 
zumindest in untergeordneten Tätigkeiten mit höherer Krisen- 
anfälligkeit, geringerer Entlohnung, weniger Aufstiegschancen 
und weniger Einfluß- und Entscheidungsbefugnissen arbeiten 
müssen. Sie verschleiern auch, daß - gerade verheiratete - Frauen 
nicht aus „Luxus" oder „Selbstverwirküchungsbedürfnissen" 
erwerbstätig sind, sondern ihr Einkommen zur Sicherung der 
Familie notwendig ist. Dies gilt besonders in Zeiten hoher und 
steigender Arbeitslosigkeit, bei Einschränkungen der Soziallei- 
stimgen und Lohnsteigerungen, die kaum die reale Kaufkraft 
erhalten. 

Für die Gruppe der alleinstehenden Frauen, die fast 46 % der 
arbeitslosen Frauen stellen, ist Erwerbstätigkeit erst recht eine 
(Lebens-)Notwendigkeit, insbesondere dann, wenn diese Frauen 
Kinder zu versorgen haben. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß Arbeitslosigkeit von 
Frauen quantitativ und quahtativ anders zu bewerten ist als 
die von Männern? 

2. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteil der länger 
nicht erwerbstätig gewesenen arbeitslosen Frauen an allen 
arbeitslosen Frauen für die Jahre 1983 bis 1985? 

3. Welche Ursachen sind nach Ansicht der Bundesregierung 
ausschlaggebend für den starken Anstieg (plus 20 %) der 
Arbeitslosenzugänge nach unterbrochener Erwerb Stätigkeit? 

4. Teüt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die Ein- 
schätzung der Bundesanstalt für Arbeit, daß dieser Anstieg 
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vor allem auch auf die Arbeitslosenmeldungen von Personen, 
die an einer beruflichen Bildungsmaßnahme teilgenommen 
haben, zurückzuführen ist? 

5. Mit welchen statistischen Nachweisen kann die Bundesregie- 
rung ihre Behauptung, daß dieser Anstieg vor allem auf die 
Arbeitslosmeldungen verheirateter Frauen, die keine Absicht 
hätten, erwerbstätig zu sein, belegen? 

6. Ist die Bundesregierung in diesem Zusammenhang der 
Ansicht, daß die Gruppe der arbeitslosen Mütter und teüzeit- 
arbeitslosen verheirateten Frauen weniger auf bezahlte 
Erwerbsarbeit angewiesen ist als andere Arbeitslose? Was 
wird die Bundesregierung gegen 'die anhaltende Diffamie- 
rung dieses Personenkreises tun? 

7. Erkennt die Bundesregierung einen Widerspruch zwischen 
ihrer Aufforderung an Frauen, die ihre Berufstätigkeit wegen 
ihrer Familie unterbrochen haben, die Mögüchkeiten der 
7. Novelle des AFG zu nutzen, um an Maßnahmen zur beruf- 
lichen Fortbildung, Umschulung oder Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen teüzunehmen und der Tatsache, daß Vorausset- 
zung für eine Teilnahme an diesen Maßnahmen die Arbeits- 
losmeldung beim Arbeitsamt ist? 

8. Wie bewertet die Bundesregierung eine Untersuchung des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, nach der 
lediglich 3,5% der Arbeitslosen „nicht ernsthaft an einer 
Arbeitsaufnahme interessiert" sei? Wie hoch ist nach Ein- 
schätzung der Bundesregierung der Anteü der Frauen an 
diesem Personenkreis? 

9. Hält die Bundesregierung eine solche auf Geschlecht und/ 
oder Famüienstand abzielende unterschiedüche Behandlung 
der Arbeitslosen für mit dem Gleichbehandlungsgebot des 
Gnmdgesetzes vereinbar? 

10. Kann die Bundesregierung erläutern, ob und wenn ja, wes- 
halb angeblich in der Gruppe der verheirateten erwerbslosen 
Frauen „unechte" Arbeitslosigkeit häufig vorkommt? 

11. Erkennt die Bundesregierung einen Zusammenhang zwi- 
schen der steigenden Arbeitssuche von verheirateten Frauen 
und der Arbeitslosigkeit ihrer Männer? Gehört diese Gruppe 
von Frauen, die sich arbeitslos meldet, nach Ansicht der 
Bundesregierung ebenfalls zu der Gruppe der „unechten" 
Arbeitslosen? 

12. Hat die Bundesregierung die Absicht, den Kreis der Arbeits- 
losen, der in §§ 101 ff. AFG durch festumrissene Kriterien 
präzise festgelegt ist, durch eine Änderung der gesetzlichen 
Regelungen zu erweitern? 

13. Hält die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die Aus- 
sage der Strukturanalyse 1985 der Bundesanstalt für Arbeit 

„ die individuellen Vorstellungen für eine Arbeitsauf- 

nahme (streuen). Finanzielle Verhältnisse, die Dringhch- 
keit des Wunsches erwerbstätig zu sein, sind im einzelnen 
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sehr unterschiedlich ausgeprägt. Ein Kriterium zur Begrün- 
dung oder zum Ausschluß von Arbeitslosigkeit kann dies 
nicht sein." (S. 7) 

für zutreffend? Wenn ja, hält die Bundesregierung ihren Vor- 
wurf von Fällen „unechter" Arbeitslosigkeit und die „Arbeits- 
losenstatistik verfälschenden" Frauen noch aufrecht? 

14. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Arbeitslosenstatistik 
dahin gehend zu ändern, daß Arbeitslose mit Kindern voll- 
ständiger als bisher - nämhch unter Einschluß der Väter - 
erfaßt werden, und das Alter der Kinder differenzierter auf- 
geschlüsselt wird? 

15. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus den 
Ergebnissen einer Untersuchung des lAB, denen zufolge 
deutlich weniger verheiratete Frauen mit Kindern (29 %) im 
Vergleich zu Männern (36%) ihre Arbeitslosmeldung auf- 
rechterhalten imd sich fast ein Drittel der befragten Frauen in 
den Haushalt zurückzieht? 

16. Mit welchen Maßnahmen wird die Bundesregierung diesen in 
die sog. Stille Reserve abgewanderten und in den offiziellen 
Arbeitslosenstatistiken nicht mitgezählten Frauen bei der 
Wiedereinghederung in das Erwerbsleben und bei der Suche 
nach einem qualifizierten Arbeitsplatz behilflich sein? 

17. Wie erklärt die Bundesregierung den öffentlich geäußerten 
Vorwurf, Frauen würden Leistungen des Arbeitsförderungs- 
gesetzes „mißbrauchen" vor dem Hintergrund der Tatsache, 
daß fast 40 % der arbeitslosen Frauen keinerlei Leistimgen 
nach dem AFG mehr erhält und der Lebensstandard gerade 
der Gruppe der alleinstehenden und alleinerziehenden 
Frauen damit oft unter die Grenze des Existenzminimums 
sinkt? 

18. Hält die Bundesregierung an ihren von Teilen der öffentlichen 
Meinung unterstützten Plänen fest, verheiratete Frauen des- 
wegen aus der Arbeitslosenstatistik zu streichen, weil ihr 
Lebensunterhalt anderweitig gesichert sei? Wenn ja, teilt die 
Bundesregierung die Einschätzung, daß mit einer solchen 
gesetzlichen Änderung zukünftig die Arbeitslosmeldung an 
die Prüfung der Lebensumstände der einzelnen Arbeitslosen 
gekoppelt werden müßte? 

19. Hat die Bundesregierung die Absicht, generell arbeitslose 
Frauen und Männer, die aufgrund anderer Einkommensquel- 
len (weitere Arbeitnehmer im Haushalt, Vermögen, Erbschaft 
etc.) nicht auf bezahlte Erwerbsarbeit angewiesen sind, nicht 
mehr als arbeitslos zu zählen? Wird die Bundesregierung im 
Gegenzug auch Beschäftigte, die nicht auf bezahlte Erwerbs- 
arbeit angewiesen sind, aus den Statistiken (Beschäftigtensta- 
tistiken, Erwerbstätigenstatistiken) streichen? - 

20. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wie 
groß der Kreis der arbeitslosen Frauen ist, die 1986 aufgrund 
der Inanspruchnahme von Erziehungsgeld aus der Arbeits- 
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losenstatistik gestrichen werden? Wie hoch ist deren Anteil an 
den arbeitslosen Frauen insgesamt? 


Bonn, den 7. August 1986 


Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Frau Matthäus-Maier 

Frau Fuchs (Köln) 

Müller (Düsseldorf) 

Bachmaier 

Frau Odendahl 

Bernrath 

Peter (Kassel) 

Frau Blunck 

Frau Renger 

Buschfort 

Reimann 

Catenhusen 

Frau Schmedt (Lengerich) 

Dreßler 

Frau Schmidt (Nürnberg) 

Dr. Diederich (Berlin) 

Sthreiner 

Egert 

Frau Simonis 

Frau Fuchs (Verl) 

Sieler (Amberg) 

Glombig 

Dr. Soell 

Frau Dr. Hartenstein 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Heyenn 

Frau Steinhauer 

Frau Huber 

Stiegler 

Ibrügger 

Frau Terborg 

Immer (Altenkirchen) 

Frau Dr. Timm 

Kirschner 

Frau Traupe 

Kretkowski 

Urbaniak 

Dr. Kübler 

von der Wiesche 

Kuhlwein 

Frau Weyel 

Frau Dr. Lepsius 

Weinhofer 

Lutz 

Wolfram (Recklinghausen) 

Frau Luuk 

Frau Zutt 

Frau Dr. Martiny 

Dr. Vogel und Fraktion 
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